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Dem Wesen des Sozialismus und seines Staates entspricht die 
immer breitere Entfaltung der sozialistischen Demokratie. 
Der Beitrag der staatlichen und gesellschaftlichen Gerichte 
zur Lösung der Aufgaben der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft wird in seiner Wirksamkeit entscheidend von 
den gesetzmäßigen Prozessen bestimmt, die sich mit der wei­
teren Entfaltung und Vervollkommnung der sozialistischen 
Demokratie vollziehen.

Einheit von Demokratie und Gesetzlichkeit

Die sozialistische Demokratie im Gerichtswesen unseres Lan­
des ist ein Teil der Verwirklichung des Programms der SED, 
das Inhalt, Ziel und Richtung der weiteren Festigung unserer 
Staats- und Rechtsordnung als Teil der Strategie der Gestal­
tung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft bestimmt.1 
Der Beitrag der Gerichte zur Lösung der Aufgaben der so­
zialistischen Staatsmacht und zur Festigung der Rechtssi­
cherheit ist mit der weiteren Entfaltung der sozialistischen 
Demokratie verbunden.

Das Programm der SED bezeichnet die allseitige Festi­
gung der sozialistischen Staats- und Rechtsordnung in der 
Einheit mit der breiten Entfaltung der sozialistischen Demo­
kratie als eines der Wesensmerkmale der entwickelten so­
zialistischen Gesellschaft.1 2 3 Die in diesem Merkmal verkör­
perte Einheit von Macht und Demokratie sowie Gesetzlich­
keit und Demokratie ist für das Wirken der Gerichte und der 
von ihnen verwirklichten Garantien der Gesetzlichkeit cha­
rakteristisch. Der demokratische Charakter der sozialistischen 
Staatsmacht und des sozialistischen Rechts ist auch für das 
Wesen und die Wirkung gerichtlicher Tätigkeit bestimmend.

Ein Merkmal der sozialistischen Demokratie im Gerichts­
wesen ist die Ausübung der Rechtsprechung als eine Form 
staatlicher Machtausübung durch das Volk im Interesse des 
Volkes; Die historische Errungenschaft der Arbeiterklasse, 
gemeinsam mit ihren Verbündeten tatsächlich zu garantie­
ren, daß Vertreter aller Klassen und Schichten die Recht­
sprechung ausüben (Art. 94 der Verfassung), widerspiegelt 
sich in der Zusammensetzung der Richter, Schöffen und Mit­
glieder der gesellschaftlichen Gerichte wie in Inhalt und Form 
der Wahlbewegungen und in den durch sie vermittelten Er­
fahrungen.3 Die führende Rolle der Arbeiterklasse, die Fe­
stigung der Bündnispolitik, ein großer Frauenanteil an der 
Ausübung der Rechtsprechung, die Gewinnung neuer, auch 
jüngerer Bürger als Schöffen und Mitglieder gesellschaft­
licher Gerichte, die Auswahl und Heranbildung des Nach­
wuchses für die Funktion des Berufsrichters — all das sind 
vom Wesen der sozialistischen Demokratie geprägte Füh­
rungsaufgaben. Die Lösung dieser Aufgaben zeugt von der 
Fähigkeit der machtausübenden Arbeiterklasse und ihrer 
Verbündeten, geeignete Kader aus ihren Reihen mit der 
Machtausübung im Gerichtswesen zu beauftragen und so die 
Vertrauensbasis für die Rechtsprechung zu vertiefen.

Auch in der gegenwärtigen Wahlbewegung werden sol­
che grundsätzlichen rechtspolitischen Fragen und Erfahrun­
gen aus der Rechtsprechung diskutiert. Dabei geht es vor al­
lem um die Sicherung des Friedens und um den Schutz der 
sozialistischen Ordnung, um den Schutz von Bürgern sowie 
von Staat und Gesellschaft vor Straftaten und um die Lö­
sung ökonomisch und sozialpolitisch bedeutsamer Rechts­
fragen.

Ausdruck der neuen Qualität sozialistischer Demokratie 
ist auch die ehrenamtliche Tätigkeit im sozialistischen Ge­
richtswesen, durch die viele Bürger an der Ausübung staat­
licher Macht mittels der Rechtsprechung tatsächlich betei­
ligt sind. Der Sozialismus schuf dafür die politischen, sozial­
ökonomischen, kulturellen (darunter auch bildungsmäßigen) 
Voraussetzungen. Umfang und Gegenstand der Mitwirkung 
der Bürger wurden auf dieser Grundlage erweitert. Mit den 
gesellschaftlichen Gerichten wurde eine dem Sozialismus 
eigene Form der vollständig ehrenamtlichen Ausübung der 
Rechtsprechung bei gesetzlich dafür vorgesehenen Rechtsver­
letzungen geschaffen. Die prozessuale Stellung der ehren­
amtlichen Richter, ihre Gleichberechtigung und die Maßnah­

men für ihre Qualifizierung sind Garantien dafür, - daß sie 
die Rechtsprechung und ihre sonstige Tätigkeit in eigener 
Verantwortung, mit Sachkunde, unabhängig und in strikter 
Wahrung der Gesetzlichkeit ausüben können. Wie das Wirken 
der Abgeordneten nicht auf die Beschlußfassung beschränkt 
ist, so ist die Rechtsprechung zwar die Hauptaufgabe, aber 
nicht das einzige Betätigungsfeld der ehrenamtlichen Rich­
ter. Sie wirken vielmehr ständig für die Festigung der so­
zialistischen Gesetzlichkeit in ihren unmittelbaren Lebens­
bereichen, in den Arbeitskollektiven sowie in den Wohn- und 
Freizeitbereichen. Diese aktive Arbeit der Gewählten führt 
zu einer festen und dauerhaften Verbindung der gerichtlichen 
Tätigkeit mit dem täglichen Leben der Bürger und mit der 
Förderung ihrer Initiativen zur Lösung ökonomischer und 
kommunalpolitischer Aufgaben. Mit der Kontrolle der Ver­
wirklichung gerichtlicher Entscheidungen (z. B. der Verur­
teilungen auf Bewährung und der Beschlüsse der gesellschaft­
lichen Gerichte) tragen die ehrenamtlich in der Rechtspflege 
tätigen Bürger dazu bei, die gesellschaftliche Wirksamkeit 
der Rechtsprechung zu erhöhen.

Die Rechtsprechung der Mitglieder der gesellschaftlichen 
Gerichte in den Bereichen, in denen sie leben, hat sich als 
ein Vorzug des sozialistischen Gerichtswesens erwiesen. Hier 
wird die genaue Kenntnis der konkreten, ja der individuellen 
Bedingungen mit der Aufgabe verbunden, dem sozialistischen 
Recht wirksam Geltung zu verschaffen. Die Übereinstimmung 
des Inhalts der anzuwendenden Gesetze mit den Grundin­
teressen aller Beteiligten am Verfahren ist dafür eine grund­
legende Voraussetzung.

Um diese Tätigkeit der ehrenamtlichen Richter noch wirk­
samer zu gestalten, werden hohe Anforderungen an die Lei­
tungstätigkeit gestellt. Besonders bewährt haben sich der 
Austausch fortgeschrittener Erfahrungen, eine interessante, 
auf die Schwerpunkte der Rechtsprechung konzentrierte und 
lebensnahe Gestaltung der Qualifizierung (bei möglichst voll­
ständiger Teilnahme aller Schöffen und aller Mitglieder der 
Konflikt- und Schiedskommissionen an den Schulungen), die 
Förderung ihres rechtspolitischen Wirkens außerhalb der ge­
richtlichen Tätigkeit und die Auswertung der Ergebnisse 
ihrer Tätigkeit in den Staatsorganen, in den Betrieben und 
Einrichtungen sowie in den gesellschaftlichen Organisatio­
nen.

Sozialistische Demokratie —
Hauptentwicklungsrichtung der sozialistischen Staatsmacht

Mit der im Programm der SED festgelegten Hauptrichtung 
für die Entwicklung der sozialistischen Staatsmacht, der wei­
teren Entfaltung und Vervollkommnung der sozialistischen 
Demokratie, ist auch die Hauptrichtung der weiteren Ent­
wicklung des Gerichtssystems, seiner Rechtsgrundlagen und 
seiner Wirksamkeit vorgezeichnet. Die sozialistische Demo­
kratie prägt den „inneren Prozeß“ der Tätigkeit der Gerichte 
ebenso wie ihr Wirken „nach außen“. Das im Sozialismus 
grundlegend veränderte Verhältnis von Volk und Gericht 
und die volksverbundene Tätigkeit des sozialistischen Ge­
richts durchdringen die gesamte Wirkungsweise der sozialisti­
schen Rechtsprechung. Daraus ergeben sich Inhalt, Formen 
und Kultur des Verfahrens sowie die Wahrung der Rechte 
aller Beteiligten.

Die Orientierungen des Programms der SED auf die Ent­
wicklung der sozialistischen Demokratie haben sich im Pro­
zeß der weiteren Festigung der sozialistischen Rechtsordnung 
bewährt. Die engere Verbindung der Tätigkeit der staatli­
chen Gerichte mit den vielfältigen gesellschaftlichen Aktivitä­
ten und die Erweiterung der Rechte der gesellschaftlichen Ge-
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